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6.11. 2014

An das 
Bundesministerium für Gesundheit

Referat 221

Per Mail

221@bmg.bund.de 
Stellungnahme der Bundesarbeitsgemeinschaft Mobile Rehabilitation (BAG MoRe) zum Referentenentwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Versorgung in der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV-Versorgungsstärkungs-gesetz – GKV-VSG) vom 21.10.2014

Hiermit nimmt die BAG MoRe zum Referentenentwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Versorgung in der gesetzlichen Krankenversicherung vom 21.10.2014 Stellung. Sie konzentriert sich dabei auf § 40 Abs. 1 SGB V: Mobile Rehabilitation

Zu § 40 Abs. 1 Mobile Rehabilitation

Mit dem GKV-WSG wurde die Mobile Rehabilitation zum 01.04.2007 als Form der Erbringung der medizinischen Rehabilitation im SGB V verankert. Dadurch sollten auch Menschen, die bislang kaum Rehabilitationschancen hatten, flächendeckend medizinische Rehabilitation erhalten können. 

Durch eine Neuformulierung des § 40 im Rahmen des Versorgungsstrukturgesetzes wurde die entsprechende Formulierung in § 40 Abs. 1 „durch wohnortnahe Einrichtungen“ gestrichen), in der Gesetzesbegründung gleichwohl die mobile Leistungserbringung nicht ausgeschlossen. In der Praxis hat dies dazu geführt, dass am Willen des Gesetzgebers gezweifelt wurde, die neue Form der Leistungserbringung flächendeckend zu verwirklichen. Die Gelegenheit des GKV-VSG sollte genutzt werden, die mobile Rehabilitation wieder explizit in das SGB V aufzunehmen. Dazu wird vorgeschlagen, § 40 Abs. 1 Satz 1 folgendermaßen zu fassen: 

„Reicht bei Versicherten eine ambulante Krankenbehandlung nicht aus, um die in § 11 Absatz 2 beschriebenen Ziele zu erreichen, erbringt die Krankenkasse aus medizinischen Gründen erforderliche ambulante und mobile Rehabilitationsleistungen durch Rehabilitationseinrichtungen, für die ein Versorgungsvertrag nach § 111c besteht.“ 


In der Gesetzesbegründung sollte klargestellt werden, dass Mobile Rehabilitation nicht nur für solche Menschen vorgesehen werden soll, die überhaupt nicht in stationären Rehabilitationsmaßnahmen rehabilitiert werden können, sondern bei denen die mobile Rehabilitation die geeignetere Form darstellt, damit z. B.  Menschen trotz Pflegebedarf zu Hause wohnen bleiben und ihre familiären Ressourcen entfaltet werden können sowie  die Angehörigen ein nachhaltiges Empowerment erfahren können. Außerdem können Bewohner von Pflegehei-

men Rehabilitationsleistungen, wie sie § 40 Abs 1 Satz 2 vorsieht nur mittels Mobiler Rehabilitation erhalten. Ohne Mobile Rehabilitation geht Satz 2 des § 40 bs. 1 SGB V ins Leere.

Eine wesentliche finanzielle Mehrbelastung wird für die Krankenkassen voraussichtlich nicht eintreten, da Mobile Rehabilitation ansonsten erforderliche stationäre Rehabilitation in der Regel ersetzt., insbesondere bei solche Patienten, für die die stationäre Rehabilitation nicht die geeignete Form ist. Auch werden in nennenswertem Umfang andere Leistungen aus dem ambulanten Bereich eingespart. 

Die BAG MoRe weist ferner darauf hin, dass dem gestuften Verfahren, nachdem die Krankenkasse zunächst ambulante Krankenbehandlung erbringt, um die in § 11 Abs. 2 beschriebenen Ziele zu erreichen, ein sequentielles Krankheitsverständnis zugrunde liegt, das mit der Realität chronischer Erkrankungen wenig zu tun hat und immer wieder zu einer verspäteten – statt frühzeitigen - Feststellung des Rehabedarfs führen kann. Deshalb ist bei Vorliegen von Anhaltspunkten (vgl. Gemeinsame Empfehlung „Reha-Prozess“ der Bundesarbeitsgemeinschaft für Rehabilitation, hier: § 10) der Rehabilitationsbedarf unabhängig davon zu ermitteln, ob Leistungen der ambulanten Krankenbehandlungen zur Erreichung der Ziele nach § 11 Abs. 2 erbracht werden. Der Grundsatz „ambulant vor stationär“ bleibt davon unberührt.
Bad Kreuznach, den 6.11.2014
gez. Dr. med. Matthias Schmidt-Ohlemann

Vorsitzender der Bundesarbeitsgemeinschaft Mobile Rehabilitation
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